
Der Bürgermeister beantragt, die Einwohneranregung “Bergneustädter Montagsdemo für 
Atomausstieg“ als Tagesordnungspunkt 5 auf die Tagesordnung zu setzen.  
 
Abstimmungsergebnis: einstimmig (an dieser Abstimmung hat der Bürgermeister nicht 
teilgenommen). 
 
Über den Antrag des Stv. Retzerau, dem Antragsteller zur Begründung des Antrages ein 
Rederecht einzuräumen, stimmt der Rat wie folgt ab: 
 
13 Jastimmen 
16 Neinstimmen 
2 Enthaltungen  
 
Der Bürgermeister bittet, TOP 11 – Kreisumlage 2011 – von der Tagesordnung abzusetzen, weil 
das von der Gemeinde Nümbrecht in Auftrag gegebene Gutachten immer noch nicht vorliege und 
ein Klageverfahren gegen den Kreis nur eingeleitet werden solle, wenn auch Aussicht auf Erfolg 
bestehe. Prof. Schwarz, der Autor des vom Oberbergischen Kreis vorgelegten Gutachtens, werde 
sich in der nächsten Konferenz der Hauptverwaltungsbeamten den Fragen der Bürgermeister 
stellen. Das bisher von allen Bürgermeistern der kreisangehörigen Kommunen vereinbarte 
gemeinsame Vorgehen sei eine wesentliche Voraussetzung für einen Erfolg.  
 
Stv. Krieger plädiert für eine Klage bereits zum jetzigen Zeitpunkt, da Bergneustadt als Vorbild 
vorangehen sollte. Auch Stv. Dr. Kahnis hält eine Willensbekundung zum jetzigen Zeitpunkt für 
angemessen; es könnte ein Beschluss mit Vorbehalt gefasst werden, falls die Phalanx der 
Bürgermeister auseinanderbreche.  
 
Stv. Retzerau und Stv. Pütz möchten den Bürgermeister mit einem Votum für die Klage stärken 
und ermächtigen, hier schneller voranzukommen.  
 
Stv. Schulte fehlen nach wie vor entscheidende Informationen, einen Vorabratsbeschluss hält er 
für unverantwortlich.  
Über den Antrag auf Absetzung von der Tagesordnung wird wie folgt abgestimmt: 
 
15 Jastimmen, 15 Neinstimmen (an dieser Abstimmung hat der Bürgermeister nicht 
teilgenommen).  
 
Der Antrag ist somit abgelehnt. 
 
Der Bürgermeister bittet, TOP 12 – Benutzungsentgelte für die Belegung in städtischen Sport-, 
Turn- und Gymnastikhallen – von der Tagesordnung abzusetzen, weil der Vorsitzende des 
Kreissportbundes, Bodo Löttgen als MdL eine „Kleine Anfrage“ im Parlament zu diesem Thema 
gestellt und um eine klare Aussage hinsichtlich der von einer möglichen kommunalaufsichtlichen 
Forderung auf Kostenpflicht des Erwachsenensport bei den im Nothaushaltsrecht befindlichen 
Kommunen gebeten habe. Dies sollte abgewartet werden.  
 
Abstimmungsergebnis: 28 Jastimmen, 2 Enthaltungen (An dieser Abstimmung hat der 
Bürgermeister nicht teilgenommen).  


